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der Beschwerde nicht abgeholfen, so ist der Beschwerde­
führer darauf hinzuweisen, daß er seine Rechte inner­
halb einer Woche beim zuständigen Kreisgericht durch 
Klage geltend machen kann.

(3) Der Dritte kann seine Rechte, ohne daß er Be­
schwerde gemäß Abs. 1 einlegt, bei dem zuständigen 
Kreisgericht durch Klage geltend machen. Das Kreis­
gericht hat die Vollstreckungsstelle davon zu benach­
richtigen.

(4) Bis zur Entscheidung über die Beschwerde oder 
bis zum Abschluß des gerichtlichen Verfahrens nach 
Abs. 3 ruht das Vollstreckungsverfahren.

III.
Die Sicherung von Ansprüchen

§ 19
Sicherungsantrag

Ist die Erfüllung von Geldforderungen gemäß § 4 
Abs. 1 im Einzelfalle gefährdet, so kann der Gläubiger 
die Sicherung bei dem vollstreckungsberechtigten Or­
gan beantragen.. Eine Gefährdung liegt insbesondere 
vor, wenn gegen den Schuldner ein Ermittlungsverfah­
ren gemäß § 98 StPO eingeleitet wurde oder wenn der 
Schuldner Handlungen begeht oder vorbereitet, die ge­
eignet sind, die Verwirklichung der Geldforderung zu 
vereiteln oder wesentlich zu erschweren. Wegen gering­
fügiger Beträge kann die Sicherung nicht beantragt 
werden.

§20
Arrest in das Vermögen des Schuldners

(1) Die Sicherung erfolgt durch Arrest über das Ver­
mögen oder Teile des Vermögens des Schuldners. Der 
Arrest wird durch Pfändung in das bewegliche Vermö­
gen und bei Grundstücken, Gebäuden sowie grund­
stücksgleichen Rechten durch Eintragung in das Grund­
buch vollzogen.

(2) Der Arrest wird durch Arrestverfügung festgelegt. 
Die Arrestverfügung ist dem Schuldner bekanntzu­
geben.

(3) Für Beschwerden gegen Arrestverfügungen und 
damit verbundene^ Maßnahmen gelten die §§ 17 und 18 
entsprechend.

§21
Hinterlegung

In der Arrestverfügung ist ein Geldbetrag zu be­
stimmen, durch dessen Hinterlegung bei der Vollstrek- 
kungsstelle der Schuldner die Aufhebung des Arrestes 
bewirken kann.

IV.
Kosten und Gebühren

§22
(1) Die Kosten und Gebühren des Vollstreckungs­

verfahrens hat der Schuldner zu tragen. Sie sind zu­
sammen mit der Geldforderung des Gläubigers zu 
vollstrecken.

(2) Die Kosten und Gebühren werden aus den Beträ­
gen, die durch die Vollstreckung erlangt worden sind, 
zuerst gedeckt.

(3) Für die Festsetzung der Gebühren sowie für 
Rechtsmittel gelten die Bestimmungen der Verordnung 
vom 28. Oktober 1955 über die staatlichen Verwaltungs­
gebühren (GBl. I S. 787).'

V.
Übergangs- und Schlußbestimmungen

§23
Vollstreckungs- oder Arrestverfahren, die beim In­

krafttreten dieser Verordnung noch nicht abgeschlossen 
sind, werden nach den bisher geltenden Bestimmungen 
zu Ende geführt.

§24
(1) Soweit diese Verordnung keine speziellen Rege­

lungen enthält, sind bei der Durchführung von Voll­
streckungs- und Arrestverfahren die Bestimmungen 
der Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwenden.

(2) Für die Vollstreckung in das Arbeitseinkommen 
des Schuldners sowie in das gemeinschaftliche Vermö­
gen von Ehegatten und für die Abgrenzung der Ver­
mögensteile, die der Pfändung nicht unterliegen, gelten 
die materiell- und verfahrensrechtlichen Bestimmungen 
des Zivilrechts, des Arbeitsrechts und des Familien­
rechts entsprechend.

§25
Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister der 

Finanzen.
§26

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1969 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. die §§ 325 bis 381 4er Abgabenordnung vom 

22. Mai 1931
2. die Beitreibungsordnung vom 23. Juni 1923
3. alle landesrechtlichen Bestimmungen über die 

Vollstreckung oder den Arrest wegen Geldforde­
rungen der Staatsorgane und staatlichen Einrich­
tungen.

(3) Ab 1. Januar 1969 ist die Erste Durchführungsbe­
stimmung vom 4. Juli 1953 zur Verordnung über die 
Rechte der Bürger im Verfahren der Erhebung von 
Abgaben (GBl. S. 867), soweit sie die Vollstreckung 
oder den Arrest betrifft, nicht mehr anzuwenden.

Berlin, den 6. Dezember 1968

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

N e u m a n n  
Erster Stellvertreter des Vorsitzenden

Der Minister der Finanzen 
B ö h m
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